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Zur Codiſication des öſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

26. „Das Geſuch um die Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde 
bezw. um die Ertheilung der Auswanderungsbewilligung iſt bei der 
politiſchen Bezirksbehörde jenes Ortes, in welchem der Auswanderungs⸗ 
werber heimatberechtigt iſt, anzubringen. 

„Für eine der in P. 17, Al. 2 bezeichneten Perſonen, die 
Fälle des P. 20, Al. 1 ausgenommen, iſt das Auswanderungsgeſuch 
abgeſondert zu überreichen und dies felbſt dann, wenn dieſelbe in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Eltern bezw. dem überlebenden Elterntheile aus⸗ 
wandert. 

„Steht der Auswanderungswerber im Verbande der bewaffneten 
Macht (Linien⸗, Reſerve⸗, Erſatzreſerve⸗Dienſtpflicht des Heeres und der 
Kriegsmarine, Landwehr, Landſturm), ſo iſt von der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde das Verfahren wegen der erforderlichen vorherigen Entlaſſung 
aus dem Militärverbande nach Maßgabe der Vorſchriften über die Er⸗ 
füllung der Wehrpflicht einzuleiten. 

„Die mit den erforderlichen Nachweiſen gehörig verſehenen Ge⸗ 
ſuche find von der Bezirksbehörde mit begründetem Antrage an die poli⸗ 
tiſche Landesbehörde zu leiten.“ 

Al. 1 gründet ſich auf die geltenden Beſtimmungen: P. 6 des 
vorbezogenen Miniſterialerlaſſes vom Jahre 1882 und $ 158: 1 der 
Inſtruction zum Wehrgeſetze. 

Al. 2 entſpricht der beſtehenden Anordnung nach Punkt 6, Al. 1 
desſelben mehrberufenen Erlaſſes. 

Al. 3 iſt in ſeiner Begründung aus dem Zuſammenhange der 
Beſtimmungen dieſes Entwurfes klar und iſt auch in den PP. 7 und 8 


des vorbezogenen Miniſterialerlaſſes und in $ 158: 1 Wehrgeſetz⸗ 


inſtruction angeordnet. 

Al. 4 iſt analog der Vorſchrift des P. 9 des ſchon berufenen 
Miniſterialerlaſſes aufgenommen. 

Das auch in $ 158: 1 der Inſtruction zum Wehrgeſetze gedachte 
Erforderniß der perſönlichen Handlungs⸗ und Rechtsfähigkeit bezw. deren 
rechtswirkſame Ergänzung ift ſchon im P. 19, Al. 1 (Schlußfatz) 
feſtgeſetzt. 


27. „Die Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde (Auswanderungs⸗ 
bewilligung) erſolgt von der politiſchen Landesbehörde. 


„Geht der Ertheilung der Entlaſſungsurkunde (Auswanderungs⸗ 


N 


bewilligung) die Entlaſſung aus dem Verbande der bewaffneten Macht 
vorher, ſo iſt das dieſe Entlaſſung gewährende Decret des Reichs⸗Kriegs⸗ 
miniſteriums bezw. des Miniſteriums für Landesvertheidigung in der 
auszufertigenden Entlaſſungsurkunde zu beziehen. Ebenſo iſt im Falle des 
P. 25 auf die erforderliche beſondere Ermächtigung des Miniſteriums 
für Landesvertheidigung in der Ausfertigung der Entlaſſungsurkunde 
ſich zu berufen. 

„Gegen die von der Landesbehörde verweigerte Ausfertigung der 
Entlaſſungsurkunde in den Fällen nach P. 19 iſt die Berufung an 
das Miniſterium des Innern zuläſſig. Gegen die Verſagung der Aus⸗ 
wanderungsbewilligung bezw. die Verweigerung der Entlaſſungsurkunde 
in allen anderen Fällen ſteht, diejenigen nach den PP. 25 und 28 
ausgenommen, die Berufung an das Miniſterium für Landesverthei⸗ 
digung offen.“ 5 

Die Beſtimmungen dieſes Punktes ſind im Allgemeinen blos 
formaler Natur, haben aber richtiger im Geſetze ſelbſt, als etwa in 
einer Durchführungsverordnung zu demſelben ihren Platz zu finden. 

Al. 1 ſtellt eine Präciſirung der geltenden Praxis dar. Die 
ausſchließliche Competenz der Landesſtelle iſt auch aus Rückſichten auf 
die Vereinfachung des Verfahrens zu empfehlen. Ueberdem entſpricht 
dieſe Beſtimmung dem ſeit der Wirkſamkeit des Auswanderungspatentes 
vom Jahre 1832 (§ 4) ununterbrochen geltenden Rechte. 

Al. 2 iſt in ſeiner Begründung nicht zweifelhaft. 

Al. 3 entſpricht vollkommen dem zufolge Erlaſſes des Miniſteriums 
für Landesvertheidigung und öffentliche Sicherheit vom 7. Juli 1868, 
3. 1723/28. V. 10), geltenden Rechte. Die Berufungsfriſt hätte hier 


ie) Dieſer Erlaß lautet: „Im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des 
Innern wird die k. k. Landesregierung in Kenntniß geſetzt, daß, nachdem zu⸗ 
folge des Artikels 4 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger vom 21. December 1867 die Freiheit der Auswanderung von 
Staatswegen nur durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt, öſterreichiſche Staatsbürger, 
welche nicht wehrpflichtig ſind, wenn ſie auswandern wollen, hiezu keiner Bewilli⸗ 
gung bedürfen und die Ertheilung der Auswanderungsbewilligung an wehrpflich⸗ 


„ Mh 


ſelbſtredend die allgemeine Recursfriſt in adminiſtrativen Angelegenheiten | Von beſonderem Intereſſe ift hier die Frage, ob dem ohne feine 


zu ſein. minderjährigen Kinder Auswandernden e aufgetragen werden 
. 1 Rn ; - könne, Curatelsvorſorgen bezüglich der zurückbleibenden Kinder einzuleiten. 
28. „Bei dem Eintritte und während der Dauer eine Mobi⸗ 1 5 3 —— iſchrift für Verwaltung“ 

liſirung kann einem im Verbande der bewaffneten Macht ſtehenden, 85 ln Migethelten 9 8 wer 5 — 
dann einem bereits ſtellungspflichtigen Staatsangehörigen die Bewilligung ſtelle die Anzeige des Auswanderungswerbers, daß er ſammt feiner 
zur Auswanderung nicht ertheilt werden. Gattin, jedoch ohne ſeine minderjährigen Kinder aus dem öſterreichiſchen 
„Anderen Auswanderungswerbern kann dieſe Bewilligung in ſolcher | I a Wag 0 n e ee 1 f ie 555 
Zeit nur über Ermächtigung des Miniſteriums für Landesvertheidigung III. Hauptſtückes des a. b. G. B. für die genannten minderjährigen 
ertheilt werden.“ Kinder vorgeſorgt ſein wird.“ Dieſe Anſchauung wurde jedoch von dem 
Al. 1 entſpricht dem § 54, Al. 4 des Wehrgeſetzes. Miniſterium des Innern mit Recht nicht acceptirt. Durch die Auswan⸗ 
Al. 2 iſt im Hinblicke auf 8 18 Wehrgeſetzes begründet. In derung des Parens wird an deſſen väterlichen Rechten gegenüber ſeinen 
9 17 d. R. ©. ift in dieſem Falle die Entlaſſung dem Bundes. Kindern im Allgemeinen nichts geändert, wenn auch von Fall zu Fall 
präſidium vorbehalten; § 25 des ung. G. A. L: 1879 behält fie dem für die Vertretung von Minderjährigen, deren Vater im Auslande ſich 
Könige vor. § 5 des Auswanderungspatentes vom Jahre 1832 räumte befindet, im Geſetze eine beſondere Vorſorge getroffen werden kann. 
dieſe Competenz bei Auswanderung wehrpflichtiger Perſonen ausſchließlich Hiebei iſt ſelbſtverſtändlich kein Unterschied zu machen, ob die minder⸗ 
der Hofſtelle ein, an welche übrigens auch gemäß 8 4 cit. (Schlußſatz) jährigen Kinder dem auswandernden Parens nicht folgen, weil dieſen 
gegen Entſcheidungen der Landesſtelle der Recurs offen ſtand. die Auswanderung im Hinblicke auf die Wehrpflicht nicht bewilligt 
. Die Angemeſſenheit dieſer Beſtimmung an ſich bedarf nicht erſt be 1 1 55 e bſterreichiſche n N 

des Beweiſes. Sie ift, zumal in Al. 1, nichts Anderes als eine Con⸗ ihrem Parens ausdrücklich und freiwillig vorbehalten werden wollte. 


ſequenz des Grundſatzes bon der die Auswanderungsfreiheit beſchränken⸗ 30. „Die Entlaſſungsurkunde bewirkt mit dem Zeitpunkte der 
den Wirkung der Wehrpflicht. In Zeitläuften, wo dem Staate das Aushändigung den Verluſt der Staatsbürgerſchaſt. 
Recht der Rückberuſung ſeiner Angehörigen aus dem Auslande zuſteht, | Diefefbe mich ee SEE Enttnffene nicht binnen ſechs 


iſt die Beſtimmung des P. 28, Al. 1 um ſo berechtigter. ö 
\ Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlaſſungsurkunde ſeinen 
W SA N ſic „ 11 u m 155 Wohnſt außerhalb des Gebietes der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
alete Wee * Sei a ae ———5 Ya Be N reiche und Länder verlegt oder eine fremde Staatsangehörigkeit nicht 
minderjährige Kinder, bei denen männlichen Geſchlechtes jedoch nur, Ins erwirbt.“ 
wenn dieſe das vierzehnte Lebensjahr noch nicht erreicht haben.“ eye ’ 


h e : ir z 5 . Al. 1 iſt nur ein Correlat zu P. 10, wiewohl hier die ſtaat⸗ 
Men Vergl. hiezu das bei P. 7 Erörterte. —. Beschränkung * liche Erklärung nicht der maßgebende Verpflichtungsgrund iſt. Vielmehr 
ſichtlich 5 5 Hz e Kindes ergibt fd) aus liegt hier das Verhältniß anders, indem hier den Bewilligungswerbern 
Mit Rückſicht Bon Sen = P. 20, Al. 1 ai 1 n um die Entlaſſungsurkunde ſtaatsgrundgeſetzlich ein Recht zuſteht, deſſen 
e daß 85 5 * dieses Geſetzes e u Anerkennung nicht fo ſehr ein freier, blos in das einſeitige Ermeſſen 
anzuordnen, daß die Namen der mitauswandernden männlichen Kinder in der Staatsbehörde geftellter Verwaltungsact, als eine verwaltungsrechtli ci 
der auch für fie wirkſamen Entlaſſungsurkunde ihres Parens ausdrücklich Cognac (. Jaeger „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868 S. 98: 
angeführt ER, Ag Br Se 120 „Ueber die Freiheit der Auswanderung“) darſtellt. Mit der Aushändigung 
ir 26 des ne ©. E der Entlaſſungsurkunde wird dieſer Cognitionsact rechtskräftig. So auch 
auf deſſen $ 17 unklar, präciſer iſt die Faſſung des $ 19 d. R. G., 8 18, Al. 1 d. R. G. und § 29, Al. 1 G. A. L: 1879 

welcher hier mutatis mutandis gefolgt iſt. . . 8 R 5 


„ 8 0 ; Al. 2 entſpricht dem geltenden öſterr. Rechte, welches zum Ver⸗ 

Wie fete een ac u ki 0 heſchieden e luſte der öſterr. 8 1 thatf “nn ni 
erſtrekk, ſo auch die Auswanderung. Die geſchiedene Ehegattin kann d. i. das Ueberſiedeln in das Ausland, mit dem animus non redeundi 
nach öſterreichiſchem Rechte ſich ſelbſt beliebig ihren Aufenthalt wählen verlangt S. § 1 des Auswanderungspatentes vom 24. März 1832 
und Vadurch für ſich einen eigenen Gerichtsſtand begrännen. St fe (Hoffanzleidervet vom 2. April 1832, P. G. S. Nr. 34, S. 71) und 
nocgicht Menkerechtige ſe tei fe — 0 Amalrgie 8 on hiezu den Erlaß des Miniſteriums des Innern an die niederöfterveichifche 
260 a. b. G. B. wieder unter die väterliche oder vormundſchaftliche Statthalterei vom 17. Juli 1870, 3. 3086 (Manz'ſche Geſegausgabe 
Gewalt und tritt gleichzeitig auch aus der ehemännlichen Gewalt. Ebenſo Bd. IX, S. 322) ferner die Anal ogi 1 nach 9 54, Al. 3 des Wehrgeſetzes 
folgt die geſchiedene Ehegattin ihrem Gatten nicht mehr in deſſen Die glei che Beſtimmung ing 18, Al. 2 d. R. G. 9 29, Al. 2 
jeweilige Zuſtändigkeit, ſondern behält gemäß 5. 11. A 2 Heim. ⸗Geſ G. A. L: 1879 enthält eine ähnliche Beſtimmung, ſetzt jedoch die Friſt 
e 208 Heimatsrecht Pal Gemeinde, 5 ae 3 Seit auf ein Jahr feſt. Als die Grundlage dieſer Beſtimmung iſt wohl der 
Da gerichtlichen Scheidung zugleich mit ihrem Gatten De Tree Verzicht der Partei zu bezeichnen, was aus der oben dargeſtellten recht⸗ 
en, Diefes duch bie Werchelichung e (lebte) ab echt 5 lichen Natur der Entlaſſungsurkunde ſich ergibt. Dieſe betreffend ſiehe 
die geſchiedene Frau, den Fall ihrer Wiederbereinigung mit dem geſchie⸗ Zur rechtlichen Natur der „Entlaſſungsurkunden“ (Auswanderungs⸗ 
denen Ehegatten ausgenommen, von nun ab nur mehr ſelbſtſtändig certificate nach geltendem öſterreichiſchen Rechte“ „Zeitschrift für Ver⸗ 
dernen, ach Analogie diefer gesetzlichen Beſtinmungen muß der waltung, 1886, Nr. 38, S. 171. Dieſer Verzicht iſt rücwirkend 
geschiedenen Ehefrau auch das Recht eingeräumt werden, ſelbſtſtändig, d. h. die Entlaſſungsurkunde iſt in dieſem Falle als von allem 
d. 5. uhne ihren geſchiedenen ‚Ehegatten, 4 e e enn Anfange nichtig zu behandeln, ſo daß die betreffende entlaſſene Perſon 
dieſer auswandert, ohne ihn in ihrem bisherigen Staatsverbande zu die de facto nicht aufgegebene Staatsangehörigkeit zu beſitzen nie auf- 
bleiben. nn {ft 9 75 nach a Praxis elende Recht. Vergl. den auch gehört hat, was für uns im Hinblicke auf $ 15 des Heimatsgeſetzes 
9 0 in 4 Fall in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ eminent praktiſch werden kann. Vergl. den Fall in der oben citirten 

F Nr. 38 „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1886. 


\ a 287 — N Sy Das Weſen der Auswanderung liegt nach der oben ſormulirten 
un gentle nen des Ministeriums für Landesvertheidigung Beſtimmung nicht ſo ſehr in der dauernden phyſiſchen Entfernung aus 

Die Competenz des k. k. Miniſteriums des Innern hat nur in dem Falle dem Gebiete des bisherigen Heimatsſtaates, als vielmehr in der Erwer⸗ 
einzutreten, wenn eine nicht wehrpflichtige Perſon, obwohl an einen Auswande⸗ bung der fremden Staatsangehörigkeit. In dieſem Sinne iſt die Erwer⸗ 


rungseonſens nicht gebunden, einen derartigen Conſens doch begehrte, ihr der⸗ bung einer emden Staatsangehörigkeit nach den heutigen ſtaatsrechtlichen 
ſelbe von den Unterbehörden in der allein zuläſſigen Form einer Beſtätigung, 3 fr gehörig 0 e Ye 


daß der betreffende Auswanderer aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande aus⸗ Begriffen mehr als die b loße Bekundung des Vorſatzes zur Au 
geſchieden fei, verweigert werden würde und fie den Weg der Berufung an das wanderung, als was fie in $ 7 a) des Auswanderungspatentes vom 
Miniſterium beträte.“ Jahre 1832 hingeſtellt erſcheint. Indeß dürfte es richtig fein, auch der 


eitirten Beſtimmung des Auswanderungspatentes, trotz der damit vielleicht 
nicht ganz übereinſtimmenden Stylifirung, keine andere als die oben 
vertretene Auffaſſung zu Grunde zu legen. Hiefür ſpricht auch eine in 
der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 11, S. 43, mitgetheilte 
Specialentſcheidung aus dem Jahre 1864, alſo noch aus der Zeit der 
unbeſtrittenen Wirkſamkeit des Auswanderungspatentes. Gegen die Aus⸗ 
führung, „daß zum Verluſte der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft die 
Auswanderungsbewilligung allein nicht genüge, ſondern daß dazu die 
erfolgte Auswanderung nothwendig gehöre,“ hält die Statthalterei 
vorliegendenfalls in ihrer Entſcheidung vom 30. März 1864, 3. 6108, 
nachdrücklich an der Anſchauung feſt, daß „die Weſenheit einer Aus⸗ 
wanderung nicht in der phyſiſchen bleibenden Entfernung aus den 
öſterreichiſchen Staaten, ſondern in dem Aufgeben des Vollgenuſſes der 
ſtaatsbürgerlichen Rechte, in der hienach erfolgten Entlaſſung aus dem 
öſterreichiſchen Unterthansverbande und in der Erwerbung einer 
neuen Heimat“ liege. Ganz derſelben, vom Staatsminiſterium in 
der Entſcheidung vom 26. September 1864, 3. 15.772, vollinhaltlich 
aeceptirten Anſchauung iſt auch Jaeger in feiner hier wiederholt 
citirten Abhandlung: „Ueber die Freiheit der Auswanderung“ „Zeit⸗ 
ſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 25, S. 97. „Auswanderung,“ 
heißt es da, „iſt Austritt aus dem Staatsverbande, gänzliche Loslöſung 


aus jenem Kreiſe rechtlicher Gemeinſchaft, durch deſſen Inſtitutionen 


erſtlich die perſönliche Rechtsfähigkeit des Individuums überhaupt, ſodann 
Inhalt und Umfang ſeiner ſtaatsbürgerlichen Rechte und Verpflichtungen 
bedingt ſind. Das Heraustreten aus dieſem Verbande iſt ein Aufgeben 
von Rechten ſeitens des Individuums, ein Verzichtleiſten auf die Forderung 
gewiſſer Verpflichtungen des Individuums ſeitens des Staates.“ In 
Conſequenz deſſen erblickt Jaeger „das Weſen der Auswanderung nicht 
in der bleibenden Entfernung aus dem Staate“. Auf dieſem Standpunkte 
ſteht auch die oben formulirte Beſtimmung, wenn ſie die Erwerbung 
der fremden Staatsbürgerſchaft oder — keineswegs aber und — die 
phyſiſche Entfernung aus dem Staatsgebiete für die thatſächliche Rechts⸗ 
wirkſamkeit der ertheilten Entlaſſungsurkunde fordert, ebenſo wie die 
oben angeführte Beſtimmung des deutſchen 2) und des ungariſchen 
Staatsbürgerſchaſtsgeſetzes. 

Eine Abweichung von dieſer Anſchauung enthält der unten fol⸗ 
gende P. 31, in welchem für die Rechtswirkſamkeit der Entlaſſung aus 
dem Verbande der bewaffneten Macht zum Zwecke der Auswanderung 
neben der nachgewieſenen Erwerbung der fremden Staatsangehörigkeit 
auch noch die thatfächliche Auswanderung, d. i. die Verlegung 
des Wohnſitzes in den fremden Staat gefordert erſcheint. Die Gründe 
für die Statuirung dieſer Ausnahme find evident. Sie liegen in der 
Wehrpflicht, deren Wahrung dieſe Ausnahme anſtrebt. Es ſoll hiedurch 
eine Cautel geſchaffen werden gegen die gewiſſermaßen frauduloſe, nur 
zum Zwecke der Umgehung der Wehrpflicht inſcenirte Auswanderung. 


(Fortſetzung folgt.) 


2) Lammaſch a. a. O. S. 880 (Zuſatz zu S. 404) deducirt aus dem 
$ 18 des deutſchen Geſetzes mit Beziehung auf das Auslieferungsrecht, daß, 
wenn „Jemand zwar ſeine Entlaſſung aus dem deutſchen Reichsverbande erwirkt 
und ein ausländiſches Staatsbürgerrecht erlangt, aber nach Ablauf der ſechs 
Monate noch immer keinen Wohnſitz außerhalb des deutſchen Reiches erworben 
hat, er dennoch wegen ſeiner irgendwo und irgendwann verübten Verbrechen vom 
deutſchen Reiche nicht ausgeliefert“ würde. Dieſer Anſchauung muß jedoch wider⸗ 
ſprochen werden. In $ 18 ait. iſt die Verlegung des Wohnſitzes außerhalb des 
Bundesgebietes oder die Erwerbung einer fremden Staatsbürgerſchaft binnen 
ſechs Monaten vom Tage der ertheilten Entlaſſung zu deren Wirkſamkeit gefor⸗ 
dert, keineswegs aber beides. Sit binnen der in § 18 eit gegebenen Friſt 
eines dieſer beiden Requiſite eingetreten und nachgewieſen, ſo iſt auch der 
Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit unzweifelhaft eingetreten; das betreffende 
Individuum hat aufgehört, ein Deutſcher zu ſein und hält ſich im Bundesgebiete 
eventuell nur als Fremder, als Angehöriger jenes Staates auf, deſſen Staats⸗ 
bürgerſchaft er nachgewieſenermaßen rechtlich erworben hat. In dieſem Sinne iſt 
auch die Praxis der deutſchen bezw. preußiſchen Behörden, welche den Verluſt 
der deutſchen Staatsangehörigkeit als gegeben erklären, wenn der mit der Ent⸗ 
laſſungsurkunde verſehene bisherige deutſche Staatsangehörige im Auslande jeinen 
Wohnſitz hat oder dieſen dorthin verlegt, ungeachtet er die fremde Staatsbürger⸗ 
ſchaft nicht erlangt hat. Iſt es alſo für die Auslieferung maßgebend, ob das 
auszuliefernde Individuum die deutſche Staatsangehörigkeit beſitze oder nicht, jo 
iſt in dem erörterten Falle mit der Verneinung der Vorfrage die Antwort in 
der Sache ſelbſt gegeben. 


4] 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der von der Gemeinde zur Beſorgung des Steuereinhebungs⸗ 

geſchäftes beſtellte Steuerſammler iſt der Staatsbehörde nicht 

verantwortlich, daher derſelbe bezw. deſſen Verlaſſenſchaft zum 

Erſatze nicht abgeführter Steuerſammlungsbeträge im admini⸗ 
ſtrativen Wege nicht verhalten werden kann. 


Johann D., Gemeindeausſchußmitglied in M., ſeit 1868 gegen 
eine jährliche Entlohnung von 90 fl. mit der Einhebung der Steuern 
und ſonſtigen öffentlichen Abgaben betraut, ſtarb am 9. September 1885. 

Da zu befürchten war, daß ſeine Verlaſſenſchaft paſſiv ſein werde 
und da hinter ihm noch namhafte Abgabenrückſtände hafteten, erſtattete 
der Gemeindevorſteher hievon die Anzeige an die Bezirkshauptmannſchaft, 
welche mit den Erläſſen vom 11. und 12. September 1885, 3. 9548 
und Z. 9549, die politiſche Pfändung des beweglichen Vermögens des 
D. bis zum Betrage von 2000 fl., zugleich aber die Liquidation der 
rückſtändigen Gebühren anordnete. 


Die Mobilarpfändung wurde am 12. und 14. September vom 
Gemeindevorſteher vorgenommen. 
Die unter Intervention eines Steuerbeamten veranlaßte Liqui⸗ 


dation ergab an Steuern und Fondszuſchlägen, welche von den einzelnen 
Steuerträgern eingehoben, jedoch vom Steuerſammler nicht abgeführt 


worden waren, einen Betrag von 603 fl. 14 kr. Desgleichen ſtellten 
ſich Rückſtände an Schulgeldern und Gemeindeumlagen im Betrage von 


294 fl. 25 kr., beziehungsweiſe 560 fl. 59 kr. heraus. 

Mittlerweile wurde vom Kreisgerichte in K. über D.'s Vermögen 
der Concurs eröffnet, Dr. Karl H. in O. zum Maſſeverwalter beſtimmt 
und die Bezirkshauptmannſchaſt ließ durch die Finanzprocuratur die 
ſämmtlichen obigen Forderungen zur Concursmaſſe anmelden. 

Ueber Einrathen der Finanzprocuratur fällte ferner die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft unterm 23. November 1885, 3. 10.970, gegen die 
Concursmaſſe, vertreten durch Dr. Karl H., ein Erſatzerkenntniß auf 
jene 603 fl. 14 kr., weil Johann D. gegen regelmäßige Entlohnung 
| feiten der Gemeinde und zeitweiſe Remuneration ſeitens der Finanzver⸗ 
waltung, ſomit im Namen ſtaatlicher Behörden die Steuereinhebung ſeit 
ı 1868 beſorgte. 

Dr. H., welcher ſchon vorher um die Aufhebung der nach feiner 


Anſicht ungeſetzlichen politiſchen Execution bei der Bezirkshauptmannſchaft 


angeſucht hatte, recurrirte nunmehr an die Statthalterei, welche jedoch 
nach gepflogenem Einvernehmen mit der Finanz⸗Landesdirection mit der 
Entſcheidung vom 6. Auguſt 1886, Z. 60.046, dem Recurſe keine 
Folge gab, weil die Einhebung der Steuern und der mit denſelben ein⸗ 
zuhebenden Fondszuſchläge, wenn ſie von Organen der Gemeinde vor⸗ 
genommen wird, eine Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreiſes iſt, 
und im Sinne des 8 66 G. O. die Organe der Gemeinde bezüglich 
des übertragenen Wirkungskreiſes der Regierung verantwortlich ſind. 


In dem von Dr. Karl H. dagegen eingebrachten Miniſterial⸗ 
recurſe wurde hervorgehoben: Das Aerar ſei durch die Veruntreuung 
des D., welcher kein öffentlicher Beamter, ſondern lediglich Mandatar 
der Gemeinde war, überhaupt nicht beſchädigt, ſondern beſchädigt ſei nur 
die Gemeinde, ſoſern ſie den Steuerträgern gegenüber eine Haftung für 
die dem Sammler eingelieferten Gelder übernahm, und wenn dies nicht 
der Fall wäre, ſo treffe der Schaden nur die Steuerzahler ſelbſt. D. 
ſtand dem Staate gegenüber in keinerlei verantwortlichem Verhältniſſe 


und kann daher feine Verlaſſenſchaft zu keinem Erſatze an den Staat 


verpflichtet werden. Aber auch die politiſche Execution gegen ſeinen 
Nachlaß war ungeſetzlich. Eine ſolche könne nur wegen der eigenen 
Steuerſchuldigkeit des Verſtorbeuen verhängt werden. Die eigenen Steuer⸗ 
rückſtäude des D., im Ganzen 68 fl. 37 kr., ſeien aber aus der Concurs⸗ 
maſſe laut ſteuerämtlicher Beſtätigung bereits bezahlt. Die von der 
politiſchen Behörde beanſpruchte Summe ſeien keine Steuern, ſondern 
von Privaten übernommene Gelder, daher überhaupt im politiſchen Wege 
nicht executionsfähig. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat deshalb unterm 4. De⸗ 
cember 1886, 8. 16.793, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Dr. Karl 
H. Folge zu geben und das Erſatzerkenntniß aufzuheben, weil D. als 
von der Gemeinde beſtellter Steuerſammler der Staatsbehörde in Aus⸗ 
übung ſeines Einhebungsgeſchäftes keineswegs verantwortlich war, daher 
auch ſeine Verlaſſenſchaft beziehungsweiſe Concursmaſſe zum Erſatze der 


nicht abgeführten Steuern und Fondszuſchläge im adminiftrativen Wege 
nicht verhalten werden kann. 

Aus dem gleichen Grunde ſtellt ſich auch die behufs pfandweiſer 
Sicherſtellung der von D. nicht abgeführten Abgaben mit den Erläſſen 
der Bezirkshauptmannſchaft vom 11. und 12. September 1885, 3. 9548 
und Z. 9549, verhängte politiſche Execution über den Nachlaß des D. 
als im Gefetze nicht begründet dar und wird ſonach ebenfalls außer 
Kraft geſetzt.“ —T. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 1. Ausgeg. am 2. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
21. December 1885, Z. 44.288, an den Verwaltungsrath der priv. öſterr.⸗ ung. 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Gebühr für die Ausfertigung von 
Duplicaten der Aufnahmeſcheine und die Stempelpflicht ſolcher Duplicate. 

Nr. 2. Ausgeg. am 5. Jänner. — — — 

Nr. 3. Ausgeg. am 9. Jänner. — Abdruck von Nr. 7, 8 R. G. Bl. — 
Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 29. December 
1885, Z. 16.421 III, an das Directorium der priv. öſterr.⸗ung. Staatseiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft als Vorſitzenden im Tarifeomite, betreffend die Entſcheidung über die 
Stückzahl der in einem Wagen zu verladenden Thiere. 

Nr 4. Ausgeg. am 12. Jänner. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eifenbahnen vom 5. Jänner 1886, Z. 16.815 III, an die 
Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend den Vorgang 
bei Bekanntmachung der theilweiſen oder gänzlichen Außerkraftſetzung beſtehender 
Tarife. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Penzing nach Nußdorf. 26. December. Z. 34.626. — Beilagen zur 
Conceſſionsurkunde vom 1. Jänner 1885 für die Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn. 

Nr. 5. Ausgeg. am 14. Jänner. — — 

Nr. 6. Ausgeg. am 16. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
31. December 1885, Z. 44.161, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend die Anſchaffung von Fahrbetriebsmitteln. Erneuerte Bewilli⸗ 
gung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Dobra nach 
Wieliczka oder nach Swoszowice. 14. December. Z. 40.801. Erſtreckung des 
Termines für die Vollendung und Inbetriebſetzung der Localbahnlinie von 
Bruck a/L. nach Hainburg. 8. Jänner. Z. 45.636 ex 1885. — Aenderung der 
Statuten der öſterreichiſchen Localeiſenbahn Geſellſchaft. Z. 666. 

Nr. 7. Ausgeg. am 19. Jänner. Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 6. Jänner. 3 43.525 ex 1885, an die k. k. Generaldirection der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen, als derzeit Vorſitzenden der Directorenconferenz, be⸗ 
treffend die Fahrpreisermäßigung für Stellungspflichtige und deren Begleitung. 

Nr. 8. Ausgeg. am 21. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 4. Jänner 1886, Z. 43.569 ex 1885, an die Verwaltungen jener Bahnen, 
welche die Beftellung der Bahnaviſi durch die Poſt eingeführt haben, betreffend 
die Behebung der hiebei allenfalls zu Tage getretenen Unzukömmlichkeiten. — 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 1886, womit für Fe⸗ 
bruar 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von einem zwiſchen den Stationen 
Oſtrau⸗Witkowitz und Groß⸗Kunzendorf der k. k. priv. Oſtrau⸗Friedlander Eiſen⸗ 
bahn gelegenen Punkte nach Schönbrunn. 8. Jänner. Z. 43 036 ex 1885. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Local⸗ 
bahn vom Prager Bahnhofe der Kaiſer Franz⸗Joſeph⸗Bahn, bezw. von der 
Rangirſtation Nusle⸗Wrſchowitz an einen Punkt der Zittau⸗Reichenberger Bahn. 
9. Jänner. Z. 42.636 ex 1885. — Bewilligung zur Vornahme technifcher Vor⸗ 
arbeiten für eine theilweiſe als Dampftramway auszuführende Localbahn von 
Fiumicello nach Aquileja. 12. Jänner. Z. 43.402 ex 1885. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Agenor Grafen 
Goluchowski zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
am königl. rumäniſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Kategorie Rudolph Grafen 
Welſersheimb den Titel und Charakter eines außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Cuſtos bekleideten 
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Scriptor Wenzel Schaffer zum wirklichen Cuſtos der k. k. Familien⸗Fideicommiß⸗ 
Bibliothek ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt, kaiſerlichen Rath Dr. Robert 
Schoefl in Olmütz zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten der 
Statthalterei in Mähren ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Auguſte Chabrieres in Lyon 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hilfsämter⸗Directionsadjuncten Emanuel 
Wych zum Hilfsämter⸗Director und die mit Titel und Charakter von Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten verſehenen Hof⸗ und Miniſterialofficiale erſter Claſſe Rudolph 
Kathrein und Theodor Peßler zu Hilfsämter⸗Directionsadjuncten ernannt. 


Erledigungen. 

Mehrere Rechnungsprakticantenſtellen, vorläufig ohne Adjutum, bei der 
niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection. (Amtsbl. Nr. 48.) 

Cuſtosſtelle an der Gemäldegalerie der k. k. Akademie der bildenden Künſte 
in Wien in der achten Rangsclaſſe, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 48) 

Officialsſtelle an der k. k. Akademie der bildenden Künſte in Wien in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 18. März. (Amtsbl Nr. 48.) 

Hilfsarztensſtelle bei der k. k Tabak⸗Hauptfabrik in Fürſtenfeld in Steier⸗ 
mark mit 300 fl. Honorar und 100 fl. Fuhrſpeſenvergütung, bis 19. März. 
(Amtsbl. Nr. 48.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Regie⸗ 
rungsconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung 
in Krain, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 49.) 

Bezirksſecretärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Suczawa, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 49.) 

Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
in der eilften Rangselaſſe bei den niederöſterreichiſchen Finanzbehörden, dann 
eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei den niederöſterreichiſchen Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 50.) 

Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Bauadjunctenſtelle 
in der zehnten Rangsclaffe, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 53.) 


Concurs-Ausſchreibung. 

Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Seeretärs mit dem Jahresgehalte von 900 fl. ö. W., einer Aetivitäts⸗ 
zulage von jährlich 200 fl. 5. W., drei 10percentigen Quinquennalzulagen und 
dem Anſpruche auf normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. Die Anſtellung 
iſt für das erſte Dienſtjahr proviſoriſch. Die definitive Anſtellung kann nach 
Ablauf eines Jahres nach Maßgabe der zufriedenſtellenden Dienſtleiſtung erfolgen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden curriculum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Yamilienverhältniffe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerſität erlangte Doctorswürde zu 
erbringen. 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das ſittliche und 
ſtaatsbürgerliche Verhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche find bis längſtens 20. März d J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte 
einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, am 25. Februar 1887. 

Der Bürgermeiſter: Heinr. Hoffmann. 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz'sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 


Dreiundzwanzigster Band Gesetze und Verordnungen über das Wasser- 
recht. Mit den einschlägigen Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes, 
des Verwaltungsgerichtshofes und der Ministerien. kl 8. 1885. (XX, 346 8.) 

1 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 

Vierundzwanzigster Band. Militärstrafgesetz über Verbrechen und 
Vergehen vom 15. Jänner 1855. Die für das k. k. Heer (Kriegsmarine) 
und die k. k. Landwehr geltenden Pressgesetze. Die Militär-Jurisdietions- 
vorschriften und die Vorschriften über den Vollzug der von Militärgerichten 
zuerkannten Freiheitsstrafen sammt den ergänzenden und erläuternden 
"Gesetzen und Verordnungen. Herausgegeben von August Pirchann, Major 
im Activstande der k. k. Landwehrofficiere für den Justizdienst. kl. 8. 
1885. (XVI, 814 8.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 

Fünfundzwanzigster Band. Gesetze betreffend Jagd, Vogelschutz und 
Fischerei nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit 
Hinweisung auf die einschlägigen aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. kl. 8. 1885. (VIII. 423 8) 

1 fl. 50 kr. 

2 fl. 


in englische Leinwand gebunden 
Die Sammlung wird fortgesetzt. a} 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 40 der Erkenutniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


